Fallstudie Unternehmensnachfolge: Steuerfragen


Fallstudie: Betriebsverpachtung
Unternehmensnachfolge/Betriebsverpachtung

((Rechtslage 2013/2014 vor BVerfG-Urteil – 1 BvL 21/12 zur ErbSt – Darstellung vereinfachend und verkürzt zum besseren Verständnis für Mandanten: Bitte genaue Formulierung und Rechtslage im konkreten Einzelfall aktuell prüfen und anpassen!))

Sehr geehrte ...,

zur Jahreswende soll mit einer Betriebsverpachtung von Ihnen, Herr ..., an Ihren Sohn als Betriebsnachfolger der erste Schritt zur Betriebsübergabe erfolgen. Nach unseren ausführlichen Gesprächen sollen hierbei insbesondere folgende Rahmenbedingungen erfüllt werden:

1.
Der Fortbestand des Betriebs und das Auskommen des Betriebsübergebers wie auch des -nachfolgers müssen gesichert sein.

2.
Sie selbst und Ihre Frau sind nach Ihrer derzeitigen Einschätzung auf weitere Einkünfte/Gelder aus der Betriebsverwertung angewiesen, wobei von einem Betrag von monatlich um die 2.000 € nach den derzeitigen Verhältnissen die Rede war.

3.
Das Betriebsgebäude befindet sich im Betriebsvermögen und ist praktisch nicht in Wohn- und Betriebsteil aufteilbar, weshalb eine Übergabe derzeit aus praktischen, steuerlichen und baurechtlichen Erwägungen ausscheidet. 

Nach unserer ausführlichen Besprechung der grundsätzlichen Möglichkeiten hierzu erscheint die Betriebsverpachtung im Ganzen im gegenwärtigen Zeitpunkt als der Weg, der aktuell die geringsten Steuerbelastungen verursacht und wirtschaftlich dem angestrebten Zustand am besten gerecht wird. Hierzu ist nach unseren Gesprächen am 03.12.20XX mit Ihnen und Ihrer Frau und am 19.12.20XX unter Teilnahme Ihres Sohns folgender Rahmen ins Auge gefasst worden:

Ihr Sohn pachtet den Betrieb, „wie er steht und liegt“, ab dem 01.01.20XX unter Übernahme des Warenbestands und des Kfz und zahlt monatlich einen Betrag von 2.000 €–2.500 € als Pacht, Abzahlung und/oder Zins auf die übernommenen Werte. Voraussichtlicher Wert von Lagerbestand und Kfz zur Jahreswende rd. 160.000 €. Der Betrieb bleibt im Übrigen als ruhender Gewerbebetrieb bestehen, so dass das Betriebsgrundstück nicht entnommen werden muss, zukünftig keine Gewerbesteuer mehr anfällt und der Betrieb steuerlich – insbesondere soweit bisher absehbar – auch hinsichtlich der vorgesehenen und bereits existierenden Vergünstigungen bei der Erbschaftsteuer ein begünstigter Betrieb bleibt.

In 20XX soll dann in Ruhe über die weiteren Möglichkeiten zur eigentumsrechtlichen Übertragung des Betriebs weiter nachgedacht werden, wenn Sie genauere Erkenntnisse über die Wertverhältnisse des Wohn-Betriebsgebäudes haben, damit effektive Vorteilhaftigkeits-berechnungen angestellt werden können. Insgesamt ist dazu überschlägig zu sagen, dass die steuerlichen Übergabeerleichterungen zzt. einen Stand erreicht haben, bei dem vor dem Hintergrund der aktuellen Steuerdiskussion keine weiteren Erleichterungen, sondern eher Verschlechterungen in dem ein oder anderen Punkt zu erwarten sind: Noch gibt es einen Freibetrag von 45.000 € bei Betriebsveräußerung, -übergabe oder -aufgabe mit Auflösung der stillen Reserven („Privatisierung“ des betrieblichen Grundstücksanteils nach dem 55. Lebens​jahr), der sich allerdings abbaut, soweit der steuerliche Veräußerungsgewinn 136.000 € übersteigt, sowie den ermäßigten Steuersatz darauf (bei Ihnen ca. 20–25% zu erwarten). Dagegen steht bei unentgeltlicher Übergabe oder im Erbfall die Erbschaftsteuer bzw. Schenkungsteuer. Nach grob überschlägiger Berechnung dürften hier die aktuellen Freibeträge für Betriebsvermögen bei Unternehmensfortführung nicht erreicht werden. Allerdings sind zukünftige Verschlechterungen nicht ausgeschlossen. Denkbar ist auch eine Übergabe im Wege der vorweggenommenen Erbfolge gegen Versorgungsleistungen und Wohnrecht, wie Sie es bereits von Ihrer eigenen Betriebsübernahme kennen.

Zum jetzt geplanten ersten Schritt – Betriebsverpachtung – wurden im Einzelnen folgende Eckwerte aus steuerlicher Sicht besprochen:

Übergabe/Pachtbeginn  31.12.20XX  oder 01.01.20XX?

Um zusätzliche (Steuererklärungs-)Kosten zu vermeiden, soll die Übergabe (Pachtbeginn) zum 01.01.20XX erfolgen.

Da eine Aufdeckung stiller Reserven durch die Fortführung als ruhender Gewerbebetrieb vermieden wird und aus der Veräußerung oder Entnahme des Warenbestands und des Kfz keine wesentlichen Buchgewinne zu erwarten sind, ist der Zeitpunkt einkommensteuerlich  und gewerbesteuerlich praktisch neutral. Geht man von geringen Buchgewinnen aus, ist es tendenziell günstiger, diese nach 20XX zu verlagern, da insgesamt mit niedrigeren Gesamteinkünften gerechnet wird. Hinsichtlich Bilanzerstellungskosten und Umsatzsteuererklärung gilt das Gleiche: Beim ruhenden Gewerbebetrieb sind weiterhin Bilanzen zu erstellen, Umsatzsteuer fällt auch auf die Inventarpacht an und zumindest für 2xx1 sind die Kleinunternehmerregelungen aufgrund des Vorjahresumsatzes noch nicht anzuwenden. Ihr Sohn müsste andererseits bereits 2xx0 eine Bilanz und eine Umsatzsteuererklärung abgeben, wenn er zum 31.12. übernimmt, so dass sich der 01.01. als Beginn anbietet.

Welche Punkte sind bei der Betriebsverpachtung im Ganzen zu beachten, insbesondere muss eine angemessene Pacht verlangt werden oder ist auch eine unentgeltliche Überlassung möglich?

Grundsätzlich wird eine Betriebsverpachtung im Ganzen ohne die steuerlichen Folgen der Aufdeckung stiller Reserven auch bei unentgeltlicher Überlassung anerkannt.

Die Vereinbarung einer angemessenen Pacht ist jedoch in Ihrem Fall steuerlich anzuraten, da Sie nur dann weiter Ausgaben im Zusammenhang mit dem verpachteten Betrieb geltend machen können, wenn Sie auch Einnahmen erzielen. Das gilt insbesondere auch für die Fortführung der Abschreibungen auf das Anlagevermögen einschl. Gebäude. 

Die Pacht müsste mindestens kostendeckend sein, um steuerlich keine Probleme zu machen. Dabei ist zu unterscheiden in Pacht auf Inventar und Geschäftswert und Gebäude (Miete). Soweit ich zwischenzeitlich in Erfahrung bringen konnte, kann ein Warenbestand deshalb nicht verpachtet werden, weil Pacht Fruchtziehung bedeutet, der Warenbestand aber verkauft wird: Ich schlage daher nachstehend noch einmal die nach meiner Kenntnis auch übliche Veräußerung vor, wobei der Kaufpreis gestundet werden kann (siehe unten).

Hinsichtlich der Instandhaltungsverpflichtung wollen Sie folgende Lösung wählen: Der Verpächter übernimmt die Instandhaltung an „Dach und Fach“ des Betriebsgebäudes und der Pächter hat alle sonstigen Betriebseinrichtungen in einem funktionsfähigen und zeitgemäßen Zustand zu erhalten sowie die Schönheitsreparaturen innen vorzunehmen. Zusätzlich sollten Sie eine Regelung für Neuinvestitionen treffen, die über den Ersatz und die Erhaltung vorhandener Einrichtungen hinausgehen (z.B. hat der Pächter bei Pachtende zu entfernen oder übernimmt der Verpächter zum Zeitwert, sofern im Einvernehmen getätigt). 

Die Pacht setzt sich dann wie folgt zusammen:

Miete Räume (z.B. 120 qm à 12 € als Mischpreis zwischen Laden- und Lagerfläche, üblich nach Ihren Informationen in dieser Lage zwischen 10 und 15 €)


1.440 €

Mietnebenkosten zahlt Pächter anteilig zusätzlich nach Einzelanforderung (Schornsteinfeger, Kanal, Grundsteuer, Versicherung usw.: am besten im Einzelnen aufführen, was Sie umlegen wollen) bzw. direkt, soweit Rechnungsumstellung direkt auf Mieter möglich (Strom und andere Kosten, für die eigene Zähler da sind).
Pacht Inventar und Geschäftswert: Wäre noch zu vereinbaren. Das könnten z.B. 8–15 % vom Zeitwert der Einrichtung zzgl. eines branchenüblichen Geschäftswerts sein.

Übernahme Warenbestand als Schenkung, Verkauf gegen Darlehen, verzinslich oder unverzinslich? Gegebenenfalls auch im Betrieb belassen und mitverpachten?

Es wurde folgende Lösung ins Auge gefasst: Verkauf des Warenbestands am 01.01.20XX zum Inventurwert. Ihr Sohn zahlt Ihnen die Mehrwertsteuer auf den Kaufpreis, sobald die Erstattung der Vorsteuer durch das Finanzamt erfolgt ist. Der Kaufpreis im Übrigen wird verzinslich gestundet bis Pachtende. Die Absicherung erfolgt auf dem jeweiligen Warenbestand. Der Zinssatz beträgt z.B. 5–6 % (in Anlehnung auch an öffentliche Gründungshilfen; evtl. auch gestaffelt z.B. drei Jahre 4 %, drei Jahre 5 %, vier Jahre 6 %, danach marktüblich). Rückzahlung erfolgt spätestens bei Pachtende durch Übergabe des dann vorhandenen Warenbestands mit Wertausgleich oder nach Wahl des Pächters ggf. auch früher mit entsprechender Kündigungsfrist.

Andere Lösungen erscheinen weniger geeignet bzw. günstig: 

Bei Schenkung des Warenbestands würde eine Anrechnung auf die Freibeträge erfolgen. Da nur ein Teil des Umlaufvermögens geschenkt würde, treten steuerliche Vergünstigungen für die unentgeltliche Betriebsübergabe im Wege der vorweggenommenen Erbfolge nicht ein (wie z.B. Abziehbarkeit von Versorgungsleistungen als dauernde Last, spezielle Vergünstigungen bei der Erbschaftsteuer für Betriebsübergaben).

Bei Mitverpachtung tauchen Bewertungsprobleme auf, da sich der Warenbestand ja ständig umschlägt. Außerdem ist es ggf. rechtlich gar nicht möglich (siehe oben: müssten Sie – falls dennoch gewollt – ggf. mit Rechtsanwalt klären).

Die Vereinbarung einer Verzinsung ist anzuraten, damit die Forderung im Betriebsvermögen bleibt mit Blick auf spätere steuerliche Gestaltungen insbesondere im Übertragungsfall.

Zusammenfassung und weitere Gestaltungshinweise

Zusammenfassend dürfte sich damit nach grob überschlägiger Berechnung eine Gesamtzahlung von Pacht und Zins von um 2.500 € monatlich ergeben. 

Bei der endgültigen Festlegung ist zu berücksichtigen, dass Gebäudemiete bei der Gewerbesteuerberechnung Ihres Sohns mit 50 % hinzugerechnet wird, Zinsen für Dauerschulden mit 100 % und Inventarpacht mit 20 % zum Gewerbeertrag hinzugerechnet werden. Wegen des Freibetrags von 100.000 € bleibt dies in Ihrem Fall jedoch ohne Auswirkung.
Nach dem derzeitigen Stand der Rechtsprechung ist davon auszugehen, dass die steuerneutrale Betriebsverpachtung im Erbfall nicht fortgesetzt werden kann, wenn Ihre Frau als Nicht-Betriebsinhaberin und Ihr Sohn als Pächter eine Erbengemeinschaft bilden. Inwieweit dann eine steuerneutrale Auflösung der Erbengemeinschaft möglich sein wird, wird vom dann geltenden Recht und seiner Auslegung abhängen. Wie bereits dargelegt und besprochen, könnte sich deshalb eine Lösung im Wege der vorweggenommenen Erbfolge empfehlen.

Im Einzelnen ergeben sich aus diesen Vereinbarungen für Sie und Ihren Sohn folgende steuerliche Konsequenzen: 

Steuern im Übergabezeitpunkt

Einkommensteuer 

Die Betriebsfortführung als ruhender Gewerbebetrieb verursacht bei Ihnen keine Einkommensteuer. Bei Ihnen werden die Buchwerte im Betriebsvermögen so fortgeführt wie bisher. Buchführung und Jahresabschlüsse können fortgeführt werden wie bisher. 

Umsatzsteuer 

Die Veräußerung des Warenbestands und des Kfz ist umsatzsteuerpflichtig, Ihr Sohn kann die Steuer als Vorsteuer abziehen, so dass sich hieraus keine Probleme ergeben. Der nicht auf das Gebäude entfallende Pachtanteil ist auf jeden Fall umsatzsteuerpflichtig. Kleinunternehmerregelung/Gebäudeoption noch zu klären: wegen des Vorsteuerabzugs z.B. auf Reparaturen am Gebäude, Steuerberatungskosten u.a. empfehlen wir, vorläufig für den Gesamtbetrag der Pacht ohne Zinsen die MwSt. zu berechnen und Ihrem Sohn eine entsprechende Abrechnung zu erteilen, damit er die Vorsteuer abziehen kann. Der komplette Verzicht auf die Umsatzsteuer ist wegen des Vorjahresumsatzes (Grenze für die Kleinunternehmerregelung 17.500 € p.a.) in 20XX noch nicht relevant: darüber kann dann später noch entschieden werden.

Grunderwerbsteuer 

Der Vorgang unterliegt nicht der Grunderwerbsteuer, da das Betriebsgrundstück bei Ihnen verbleibt. 

Erbschaftsteuer/Schenkungsteuer 

Erbschaftsteuer bzw. Schenkungsteuer fällt bei dieser Fallgestaltung nicht an.

Spätere Folgen für die laufende Einkünfteermittlung und Steuern 

Jahresabschluss/Bilanz

Bei der Betriebsverpachtung im Ganzen sind auch für den Verpächter weiterhin betriebliche Jahresabschlüsse zu fertigen. 

Einkommensteuer

Die Eltern müssen die Pacht und Zinsen abzgl. Kosten versteuern. Der Sohn kann die Zahlungen voll als Kosten abziehen.

Vermögensteuer

Vermögensteuer entfällt seit 01.01.1996: Nach derzeitigem Rechtsstand ist das deutsche Vermögensteuergesetz verfassungswidrig und wird nicht angewandt.

Gewerbesteuer

Der ruhende Gewerbebetrieb ist nicht gewerbesteuerpflichtig. Beim Pächter werden die Pacht auf Anlagevermögen, Gebäudepacht sowie die Zinsen auf die Übernahme des Warenbestands als Dauerschuldzinsen mit unterschiedlichen Prozentsätzen zum Gewerbeertrag hinzugerechnet. Wegen der Gesamthöhe der Zahlungen (rd. 30.000 € p.a.) wird der Freibetrag für die Hinzurechnungen (100.000 €) jedoch in keiner Konstellation berücksichtigt.
Die noch offenen Fragen bzgl. Handwerkskammer, Firmenfortführung, Namen und Gewerbeanmeldungen klären Sie bzw. Ihr Sohn selbst.

Wenn Sie oder Ihr Sohn noch Fragen zu den steuerlichen Punkten haben, so stehen wir selbstverständlich jederzeit gerne zur Verfügung. 

Wir hoffen, Ihnen mit diesen Angaben gedient zu haben, und verbleiben mit freundlichen Grüßen und den besten Wünschen für den Jahreswechsel

Steuerberater

Stand Mai 2014
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